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Stellungnahme der Bayerischen Chemieverbände zum Gesetz zur Änderung der 
Bayerischen Bauordnung (mit Stand vom 12.06.2026.2026, StMB-27-4101-2-181-45) 
 
das bayerische Kabinett hat in seiner Sitzung am 09.06.2026 den Gesetzentwurf zur Änderung 
der Bayerischen Bauordnung gebilligt und das Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr 
aufgefordert, die Verbandsanhörung durchzuführen. Die Bayerischen Chemieverbände 
bedanken sich für die Miteinbeziehung und nehmen wie folgt Stellung: 
 
 
Überragendes öffentliches Interesse am Wohnungsbau darf nicht zulasten der 
Entwicklung von Industriestandorten gehen – keine Verschärfung von Nutzungskonflikten 
zwischen Wohnen und Industrie 
Die im Gesetzentwurf vorgesehene Einstufung der Schaffung von Wohnraum als „überragendes 
öffentliches Interesse“ ist vor dem Hintergrund der angespannten Lage auf den 
Wohnungsmärkten grundsätzlich nachvollziehbar. Gleichwohl ist aus Sicht der Bayerischen 
Chemieverbände ausdrücklich klarzustellen, dass dieses überragende öffentliche Interesse nicht 
zulasten von Störfallbetrieben bzw. Betriebsbereichen nach der Störfall Verordnung (12. 
BImSchV) gehen darf. Eine entsprechende Klarstellung sollte im Gesetzestext selbst deutlich 
verankert werden, da sie im vorliegenden Entwurf bislang nicht explizit erkennbar ist. Für 
Betriebsbereiche nach der Störfall-Verordnung gelten aufgrund europarechtlicher Vorgaben der 
Seveso-III-Richtlinie eigenständige und verbindliche Anforderungen, insbesondere im Hinblick 
auf die Einhaltung angemessener Sicherheitsabstände sowie die Begrenzung der Folgen 
schwerer Unfälle. Aber auch für Industriestandorte, die (noch) nicht der StörfallV unterliegen, 
stellen Nutzungskonflikte mit Wohnbebauungen ein Risiko für die Weiterentwicklung dar (u.a. 
durch Anpassung von untergesetzlichen Regelwerken wie die TA Luft oder TA Lärm). 
  
Eine einseitige Abwägungs-Privilegierung von Wohnbauvorhaben birgt die konkrete Gefahr, dass 
durch schrittweise Nachverdichtung in der Nachbarschaft solcher Betriebsbereiche/Standorte die 
tatsächlichen Rahmenbedingungen für diese Anlagen nachträglich und ohne unmittelbaren 
Bezug zum Betrieb selbst verschärft werden. Auch wenn einzelne Bauvorhaben unterhalb 
gesetzlicher Schwellenwerte liegen und keiner vertieften Prüfung oder Öffentlichkeitsbeteiligung 
unterliegen, können sich durch ihre Summierung erhebliche Kumulationseffekte ergeben. Diese 
führen zu einer steigenden Anzahl schutzbedürftiger Personen im Umfeld von Störfallbetrieben 
und damit zu einer faktischen Erhöhung des Schutzanspruchs. 
  
Diese Entwicklung kann sich unmittelbar auf immissionsschutzrechtliche 
Genehmigungsverfahren nach dem Bundes Immissionsschutzgesetz (BImSchG) auswirken. 
Insbesondere besteht das Risiko, dass sich aus der nachträglichen Verdichtung strengere 
Anforderungen an die Anlagensicherheit ergeben, zusätzliche Nebenbestimmungen erforderlich 
werden oder Erweiterungs- und Änderungsvorhaben bestehender Betriebsbereiche 
eingeschränkt bzw. verhindert werden. Im Ergebnis kann dies zu einer indirekten 
Verschlechterung der genehmigungsrechtlichen Situation bestehender Anlagen führen, ohne 
dass sich deren Gefahrenpotenzial tatsächlich verändert hat. 
  
Vor diesem Hintergrund ist sicherzustellen, dass auch bei Anwendung des „überragenden 
öffentlichen Interesses“ eine gleichrangige und nachvollziehbare Abwägung mit den Belangen 
der Anlagensicherheit erfolgt. Dies muss ausdrücklich auch für Vorhaben unterhalb der 
gesetzlichen Schwellenwerte gelten. Das bauplanungs- und bauordnungsrechtliche 
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Rücksichtnahmegebot sowie die Prüfung der planerischen Gesamtsituation sind konsequent 
einzubeziehen. 
  
Zugleich sollte gewährleistet werden, dass Kumulationseffekte systematisch berücksichtigt 
werden, insbesondere bei wiederholten oder zeitlich gestaffelten Einzelvorhaben. In solchen 
Fällen ist zu prüfen, ob eine Anpassung der planerischen Grundlagen – etwa durch Aufstellung 
oder Fortschreibung eines Bebauungsplans – erforderlich ist, um eine sachgerechte und 
transparente Abwägung aller betroffenen Belange zu ermöglichen. 
  
In diesem Zusammenhang sind auch Schwierigkeiten mit Blick auf die Überarbeitung der VDI-
Richtlinie 3783 Blatt 1 zu berücksichtigen:  
Die VDI-Richtlinie 3783 Blatt 1 beschreibt eine Berechnungsmethode zur Abschätzung der 
Ausbreitung störungsbedingter Freisetzungen von Stoffen in die Atmosphäre – und wird als 
Methode zur Bestimmung von angemessenen Sicherheitsabständen zwischen 
Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten herangezogen. 
Im Zuge der Überarbeitung der VDI 3783 Blatt 1 von 1987 wurde mittlerweile von Seiten des VDI 
der finale Freigabeprozess angestoßen. Die neue Berechnungsmethode könnte – soweit diese 
in die Überarbeitung des KAS-18-Leitfadens eingeht – nach ersten Rückmeldungen aus der 
Praxis z.T. zu (deutlich) größeren Abständen als mit der vorherigen Berechnungsmethode führen. 
Daraus resultieren materielle sowie verfahrensrechtliche Unsicherheiten für 
immissionsschutzrechtliche und baurechtliche Genehmigungsverfahren mit potentiell erheblichen 
Auswirkungen sowohl für Anlagenbetreiber als auch für die (bauplanerische) Entwicklung in 
Kommunen. Mit einer veränderten Ausbreitungsberechnungsmethode mit deutlich größeren 
„angemessenen Sicherheitsabständen“ würden sich die oben skizzierten Nutzungskonflikte 
nochmal erheblich verschärfen. Vor diesem Hintergrund sollte eine solche Veränderung von 
technischen Vorgaben auf die Auswirkungen in der Praxis geprüft und grundsätzlich überdacht 
werden, da letztlich auch Bestrebungen wie der „Bau-Turbo“ bei solchen Fällen ins Leere laufen 
würden. 
  
Fazit: Im Ergebnis darf das überragende öffentliche Interesse an Wohnungsbau nicht dazu 
führen, dass die bestehenden Rechtspositionen sowie die langfristigen Entwicklungs - 
und Planungsperspektiven von Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung durch 
schleichende Nachverdichtung eingeschränkt oder unterlaufen werden. Vielmehr bedarf 
es eines konsistenten und ausgewogenen Ansatzes, der sowohl den wohnungspolitischen 
Zielsetzungen als auch den zwingenden Anforderungen des Störfallrechts gleichermaßen 
Rechnung trägt. 
 
 


